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Zur Beantwortung der Frage, ob Märkte gerecht
sind, greift Johannes Berger zwei Theoreme der
klassischen Ökonomie auf: erstens das Ricardo/
Marx-Theorem, dass bei uneingeschränktem Wett-
bewerb alle Arten der Investition von Kapital die
gleichen Erträge („Profitraten“) erbringen; zweitens
das Smith-Theorem, dass bei uneingeschränktem
Wettbewerb auf dem Arbeitsmarkt jede Investition
in Humankapital (Bildung) auf das gesamte Ar-
beitsleben bezogen den gleichen Lohn erreicht. Un-
eingeschränkter Wettbewerb sorgt in diesem Sinne
dafür, dass alle Investoren von Kapital bzw. Human-
kapital die gleichen Erträge erzielen und in die-
sem Sinne Gleichheit herrscht. Gleichheit hat hier
zwei Bedeutungen: (1) Angenommen, alle haben
zum Zeitpunkt to die gleiche Kapitalausstattung,
dann haben sie im Vergleich untereinander nach be-
liebig vielen Transaktionen auf dem Markt nach
wie vor die gleiche Kapitalausstattung. Niemand
hat sich im Vergleich verbessert oder verschlechtert.
(2) Bestehen zum Zeitpunkt to ungleiche Kapital-
ausstattungen, dann ist die Ungleichheit nach belie-
big vielen Transaktionen auf dem Markt zum Zeit-
punkt t1 gleich wie zum Zeitpunkt to. Wieder hat
sich im Vergleich niemand verbessert oder ver-
schlechtert. Die wesentliche Botschaft heißt des-
halb: Soweit der Markt dem Ideal des uneinge-
schränkten Wettbewerbs entspricht, erzeugt er
keine Ungleichheit der Erträge, die nicht vorher
schon da gewesen wäre. In diesem und nur in die-
sem Sinne soll die Behauptung gelten, er sei „ge-
recht“. Genauer müsste man sagen: Sofern in einer
Gesellschaft das Gerechtigkeitsprinzip herrscht, je-
der solle für seine Investitionen von Kapital bzw.
Humankapital die proportional gleichen Erträge er-
halten, wird man in dieser Gesellschaft bei logisch
konsequentem Denken die Ergebnisse von Markt-
transaktionen bei vollkommener Konkurrenz auch
für gerecht halten. Es handelt sich dabei um „pro-
portionale“ Gerechtigkeit, von der die „ausglei-
chende“, ungleiche Anfangsausstattung kompensie-
rende Gerechtigkeit zu unterscheiden ist, die
entweder als Chancengleichheit auf das Ausradie-
ren ungleicher Startbedingungen zielt (z.B. durch
hohe Erbschaftssteuern und gleiche Bildungschan-
cen für alle) oder als Resultatsgleichheit auf die Be-
seitigung ungleicher Erträge, die aus ungleicher An-
fangsausstattung resultieren (z.B. durch staatliche
Umverteilung und geringe Lohnspreizung). Berger
sagt selbst, dass vollkommene Märkte nicht für
ausgleichende Gerechtigkeit sorgen.
Was bringt diese Erinnerung an Theoreme der klas-
sischen Ökonomie für gegenwärtige Debatten zum
Thema Gerechtigkeit? Dabei ist in erster Linie an
die Debatte zu den Folgen der Globalisierung zu
denken. Nach meiner Einschätzung hat der Verweis
auf die klassischen Theoreme für diese Debatte so-
wohl Erkenntnis fördernde als auch Erkenntnis be-
hindernde Effekte. Globalisierung bedeutet u.a.
den Abbau von Handelshemmnissen (z.B. regional
begrenzt im EG-Binnenmarkt, in der NAFTA Frei-
handelszone oder global im Rahmen von GATT
und WTO). Dadurch geraten insbesondere arbeits-
intensive Wirtschaftszweige in den Industrieländern
unter Druck, sofern sie nicht weiterhin durch Zölle
und/oder Subventionen gegen Importe geschützt
werden, was in der Tat immer noch der Fall ist.
Nehmen wir an, dass diese Handelsbarrieren weiter
abgebaut werden, dann ist zu erwarten, dass mehr
Kapital als bisher aus den Industrieländern in Ent-
wicklungsländer abwandert und sich die Löhne für
einfache Produktionsarbeit global angleichen, es sei
denn in den Industrieländern wird mit Lohnsubven-
tionen bei gleichzeitiger Aufrechterhaltung von Im-
migrationsbarrieren dagegen gehalten, wodurch
schon ein privilegierter nationaler Arbeitsmarkt ge-
gen Konkurrenz geschützt wird. Wir können aber
festhalten: Würden tatsächlich weltweit alle Han-
delsbarrieren abgebaut, dann wäre das ein Beitrag
zur Herstellung globaler proportionaler Gerechtig-
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keit. Eine Voraussetzung dafür, dass dieses Ergebnis
überall auf der Welt, also auch in den Industrielän-
dern als gerecht betrachtet wird, ist allerdings, dass
mit dem grenzüberschreitenden Wirtschaftsverkehr
im Sinne Durkheims auch die mechanische Solidari-
tät der segmentär differenzierten Staatenwelt von
einer Art organischer Solidarität der netzwerkartig
und funktional differenzierten „Weltgesellschaft“
verdrängt wird. Das ist noch ein weiter Weg. Auf
dem Weg zu diesem Ziel wird innerhalb der bislang
privilegierten Industrieländer der Druck auf die
Löhne in den arbeitsintensiven Wirtschaftssektoren
als „ungerecht“ empfunden, insbesondere deshalb,
weil sich national die proportionale Verteilung von
Kapital- und Humankapitalinvestitionen verändert.
Die Lohnspreizung nimmt z.B. national zu, wäh-
rend gleichzeitig die Lohnunterschiede internatio-
nal abnehmen. Wenn aber der Abstand zwischen
Unten und Oben auf der Lohnskala national
wächst, dann entsteht auf der nationalen Ebene
nach dem Verständnis von proportionaler Gerech-
tigkeit ein höheres Maß der Ungerechtigkeit, weil
die weniger qualifizierten Arbeitnehmer zum Zeit-
punkt t1 weniger verdienen als zum Zeitpunkt to.
Dass dafür die Arbeitnehmer der gleichen Kategorie
in Vietnam mehr als vorher und auf lange Sicht
gleich viel verdienen und damit global proportiona-
le Gerechtigkeit zunimmt, interessiert sie wenig.
Die Zunahme globaler proportionaler Gerechtig-
keit stellt jetzt auf der nationalen Ebene die ausglei-
chende Gerechtigkeit vor neue Herausforderungen.
Lösungen bieten sich in Gestalt von Lohnsubven-
tionen an, die allerdings die globale proportionale
Gerechtigkeit wieder einschränken. Mit dieser Ge-
rechtigkeit eher vereinbar sind die aktive Förderung
des Strukturwandels und die weitere Qualifizierung
der Arbeitnehmerschaft. Gleichzeitig wird die aus-
gleichende Gerechtigkeit auf globaler Ebene be-
deutsamer. Es zeigt sich dabei, dass die entscheiden-
den und uns real beschäftigenden Fragen nicht
Fragen der proportionalen Gerechtigkeit, sondern
Fragen der ausgleichenden Gerechtigkeit sind. Bei-
de müssen außerdem im Zusammenhang gesehen
werden.
Ganz ähnlich verhält es sich mit den Kapitalinvesti-
tionen. Die Liberalisierung des Kapitalmarktes
führt dazu, dass Kapital „ungeduldiger“ wird, sich
schneller von unrentablen Industrien trennt und
sich neuen Wachstumsindustrien im Hochtechnolo-
giebereich zuwendet. In den neuen Industriesekto-
ren steigen die Profite, während sie in den alten fal-
len. Dementsprechend müssten auch die Löhne
zwischen den Industriesektoren auseinander drif-
ten. Diesem Trend wirken nationale Subventionen
und Lohnrigiditäten entgegen, die national ausglei-
chende Gerechtigkeit gegen globale proportionale
und ausgleichende Gerechtigkeit schützen.
Das soziologisch interessante Problem ist wieder
nicht das abstrakte ökonomische Theorem, sondern
die konkrete Wirkung der Annäherung an seine An-
fangsbedingungen auf die bislang institutionell ge-
festigte Verteilung von Erträgen, die unter Druck
gerät und zu neuen Arrangements von proportiona-
ler und ausgleichender Gerechtigkeit auf nationaler
und globaler Ebene zwingt. Real ist es ja auch so,
dass die proportionale Gerechtigkeit produzieren-
den Gleichgewichtsprozesse unendliche Zeit bean-
spruchen und deshalb real praktisch immer propor-
tionale Ungerechtigkeit besteht. In Regionen, in
denen sich Wachstumsindustrien konzentrieren, er-
zielen die Investitionen höhere Erträge, die auch hö-
here Löhne, Sozialstandards, Steuereinnahmen und
staatliche Infrastrukturleistungen ermöglichen. Die
höheren Gewinne können in weitere technische In-
novationen umgesetzt werden und so das Gesetz
der Akkumulation nach dem Matthäus-Prinzip
„Wer hat, dem wird gegeben“ wirksam werden las-
sen. Die Erhöhung der Kapitalmobilität von t0 zu t1
führt deshalb real nicht zur Angleichung von Erträ-
gen, sondern zu einer wachsenden Ungleichheit von
Erträgen und zwar deshalb, weil real immer nur ein
Teil des Kapitals mobil ist und deshalb der immobi-
le Teil weiter als zuvor hinter den mobilen Teil zu-
rückfällt. Da der Zeitpunkt des Ausgleichs de facto
nie eintritt, ist das reale Ergebnis größere Ungleich-
heit und nicht Angleichung der Erträge, was wieder
um so mehr das Verlangen nach ausgleichender Ge-
rechtigkeit dort schürt, wo man auf den weniger
profitablen Investitionen sitzen geblieben ist. Das
ist im übrigen einer unter mehreren Gründen, wes-
halb die Globalisierung in Europa mehr Verlangen
nach ausgleichender Gerechtigkeit erzeugt als in
den Vereinigten Staaten. Überhaupt kann man sa-
gen, dass in einem liberalen Wohlfahrtsregime die
Mobilität von Kapital einschließlich Humankapital
zwecks Erhaltung von proportionaler Gerechtigkeit
eine größere Bedeutung besitzt als in sozialdemo-
kratischen und konservativen Wohlfahrtsregimen
und als Bremse gegen Forderungen nach ausglei-
chender Gerechtigkeit wirkt.
Besonders provokativ ist natürlich das Theorem der
Angleichung von Investitionen in Humankapital im
Lebenseinkommen. Hier macht sich die Diskrepanz
zwischen der artifiziellen Welt der Ökonomie und
dem realen Geschehen besonders gravierend be-
merkbar, weil so gut wie von allem abstrahiert wer-
den muss, was real wirksam ist. Man kann das
Theorem auf folgenden Punkt bringen: Wenn jeder
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alles kann, dann erreicht auch jeder alles, sofern er
nur will. Das Problem ist aber doch, dass eben nicht
jeder alles kann. Welche verwertbare Information
enthält dann aber das Theorem? Ein erster Zweifel
stellt sich ein, wenn wir die deutlich auseinanderfal-
lende Lohnspreizung der OECD-Länder verglei-
chen. Soll man dann nach dem Theorem den dop-
pelt so großen Abstand zwischen dem obersten und
dem untersten Perzentil der Einkommensskala oder
den größeren Abstand zwischen dem Einkommen
einer Krankenschwester und dem Einkommen eines
Chefarztes in den USA im Vergleich zu Schweden
allein durch die höheren individuellen Ausbildungs-
investitionen in den USA erklären? Ist das Chefarzt-
einkommen von jährlich 2 Millionen US$ für rund
30 Jahre nicht mehr als das Hilfsarbeitereinkom-
men von 20 000 US$ für 40 Jahre? Hier erhalten
wir aus der artifiziellen Welt der Ökonomie eine be-
sonders krasse Falschmeldung, wenn wir sie auf die
reale Welt übertragen. Die Geltung des Theorems
muss man nämlich auf die Bedingung einschränken,
dass hinter jedem Chefarzt Tausende von Hilfs-
arbeitern lauern, die ihm prinzipiell den Job weg-
nehmen könnten und deshalb seine Entlohnung so
weit herabdrücken, dass sie gerade ausreicht, damit
genügend Menschen bereit sind, die entsprechende
Ausbildung auf sich zu nehmen. Dieser Fall tritt in
der Realität überhaupt nicht ein, so dass das Theo-
rem nur insofern für uns einen Wert hat, als es zur
Suche nach den Ursachen für die Abweichung moti-
viert, die allerdings mit den unterschiedlichen sub-
jektiven und objektiven Zugangschancen zur Chef-
arztausbildung schnell gefunden sind. Auch in
diesem Zusammenhang versperrt uns das Theorem
sogar den Zugang zu einer wichtigen Erkenntnis.
Die Gleichgewichtsannahme lenkt unseren Blick
von der Tatsache, dass durch die Verbesserung der
Zugangschancen der Verdrängungseffekt nach un-
ten besonders wirksam und deshalb der Einkom-
mensabstand zwischen den Ausbildungslosen und
den am besten Ausgebildeten real sogar größer und
eben nicht kleiner wird, was man auf Grund des
Ausgleichstheorems eigentlich erwarten müsste.
Wie will man sonst erklären, dass trotz verbreiter-
tem Zugang zur weiter führenden Bildung und ei-
ner stark gewachsenen Zahl von höheren Bildungs-
abschlüssen die Einkommensungleichheit in den
USA seit 1970 recht stark gewachsen ist? Dieser Ef-
fekt entspricht eher der sogenannten Wissenskluft-
hypothese als dem Ausgleichstheorem. Die Hypo-
these der wachsenden Wissenskluft besagt, dass mit
verbesserten Wissensmöglichkeiten der Wissens-
abstand zwischen den aktiven Nutzern der Mög-
lichkeiten und den Passiven zunimmt. Das Theorem
des Ausgleichs der Nettovorteile greift selbst bei er-
leichtertem Zugang zur Bildung deshalb nicht, weil
die Aktiven gegenüber den Passiven jetzt sogar
noch größere Vorteile haben als vorher. Offensicht-
lich vergrößert ein Stück Annäherung an das Ideal
der vollkommenen Konkurrenz, solange es nicht
vollständig erreicht wird – was auch nie eintreten
kann –, die proportionale Ungerechtigkeit, statt sie
zu verringern. Das Theorem ist deshalb noch nicht
einmal in relativer Formulierung im Sinne der Aus-
gleichseffekte zunehmender Konkurrenz zwischen
t0 und t1 zu gebrauchen. In dieser Version wird es
durch die Fakten falsifiziert.
Als Fazit können wir festhalten: Johannes Bergers
Aufsatz ist in doppelter Hinsicht lehrreich. Der
Rückgriff auf zwei Theoreme der klassischen Öko-
nomie lehrt uns einerseits unmittelbar, welche Ver-
teilungseffekte von Märkten zu erwarten sind,
wenn sie keinen Millimeter von der Vollkommen-
heit abweichen: Sie produzieren proportionale,
aber keine ausgleichende Gerechtigkeit. Er lehrt
uns aber auch andererseits mittelbar, wenn wir ge-
nauer hinsehen, dass die erwarteten Effekte nicht
auftreten, sondern sogar das Gegenteil eintritt,
wenn die Theoreme angewandt werden, um die
Wirkung der teilweisen, aber nicht vollständigen
Annäherung an das Ideal des uneingeschränkten
Wettbewerbs zu erklären. In diesem Fall versagen
die Theoreme. Dagegen erweisen sich die Hypothe-
sen des Matthäus-Effekts und der wachsenden Wis-
senskluft als besser durch die Realität bestätigt. Da-
rüber hinaus sehen wir durch den Aufsatz, was die
Ökonomie nicht sieht und die Soziologie in Vorteil
bringt: der direkte Zusammenhang zwischen pro-
portionaler und ausgleichender Gerechtigkeit und
dessen Komplizierung in der wachsenden Ver-
schränkung von nationaler und globaler Gerechtig-
keit. Hier, wo es empirisch interessant und gesell-
schaftlich relevant wird, muss die Ökonomie
schweigen, weil sie keine Brücke von ihrer artifiziel-
len Welt zur empirischen Realität schlagen kann.
Um so mehr hat hier die Soziologie zu sagen, gerade
weil sie nicht dem ökonomischen Weg des „Modell-
platonismus“ (Hans Albert) gefolgt, sondern in er-
heblichem Maße „Wirklichkeitswissenschaft“ ge-
blieben ist. Die vielen offenen Fragen und die
offensichtlichen Fehleinschätzungen der in Bergers
Aufsatz behandelten Theoreme der klassischen
Ökonomie bestätigen nachdrücklich, dass die So-
ziologie gut beraten ist, an diesem Weg festzuhal-
ten.
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